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Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 und 
Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 5  

Die Hauptversammlung vom 17. Juni 2009 hat einen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien gefasst, der bis zum 16. Dezember 2010 befristet ist. Wegen des Ablaufs der 
Ermächtigung im laufenden Geschäftsjahr soll unter Aufhebung der bisherigen Ermächtigung eine neue 
Ermächtigung erteilt werden, die eine Laufzeit von fünf Jahren haben soll. 

Die neue Ermächtigung sieht vor, dass der Erwerb als Kauf über die Börse oder mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots durchgeführt werden kann. Neben dem Erwerb über die 
Börse soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot zu 
erwerben. Bei dieser Variante kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele 
Aktien und - bei Festlegung einer Preisspanne - zu welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt 
die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl von Ak-
tien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsofferten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, 
eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück 
Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der 
zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu 
erleichtern. 

Die erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden. 

Der Vorstand beantragt unter Tagesordnungspunkt 5 lit. b), cc) und lit. c) das Bezugsrecht der Aktionäre 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für Aktien im rechnerischen Betrag von bis 
zu 10 vom Hundert des Grundkapitals ausschließen zu dürfen, wobei die 10-Prozent-Grenze insgesamt, 
also bei Zusammenrechnung mit etwaigen anderen Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, 
nicht überschritten werden darf. Die mit der Ermächtigung eröffnete Möglichkeit zum Be-
zugsrechtsausschluss dient dem Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an institutio-
nelle Anleger verkaufen zu können. Weiterhin können hierdurch zusätzlich neue Aktionärsgruppen im In- 
und Ausland gewonnen werden. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung 
in die Lage, die sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten ohne zeit- und 
kostenaufwendige Abwicklung eines Bezugsrechts insbesondere zu einer schnelleren und kostengünsti-
geren Platzierung zu nutzen. Der Vorstand wird bei Ausnutzung der Ermächtigung den Veräußerungs-
preis der eigenen Stückaktien so festsetzen, dass der Abschlag auf den Börsenpreis voraussichtlich nicht 
mehr als 3 Prozent des dann aktuellen Börsenkurses der Stückaktie der Gesellschaft beträgt. Durch 
diese Vorgabe werden die Aktionäre vor einer unzulässigen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes 
geschützt. 

Die unter Tagesordnungspunkt 5 lit. b), dd) und lit. c) beantragte Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss versetzt den Vorstand in die Lage, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesell-
schaft kurzfristig für den Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen daran zur Verfügung zu 
haben. Die Leifheit AG steht national wie auch international in hartem Wettbewerb zu anderen Unter-
nehmen und muss deshalb jederzeit in der Lage sein, im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel 
handeln zu können, wozu es auch gehört, Unternehmen oder Beteiligungen daran zur Verbesserung der 
Wettbewerbssituation erwerben zu können. Beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran 
müssen nicht selten hohe Gegenleistungen erbracht werden.  
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Diese Gegenleistungen können oft nicht mehr in Geld erbracht werden, ohne die Liquidität der Gesell-
schaft zu gefährden. Die Gegenleistungen werden deshalb häufig in Aktien der erwerbenden Gesellschaft 
gewährt. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Leifheit AG die notwendige Flexibilität geben, 
um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran schnell und 
flexibel ausnutzen zu können, insbesondere auch durch Gewährung eigener Stückaktien. 

Die unter Tagesordnungspunkt 5 lit. b), ee) beantragte Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
versetzt den Vorstand in die Lage, die eigenen Aktien ferner auch dazu nutzen zu können, um sie an 
Mitarbeiter der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszugeben, 
diesen zum Erwerb anzubieten und auf diese zu übertragen, insbesondere als Belegschafts- oder 
Jubiläumsaktien. 

Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen eines Verkaufsangebots nach Tagesord-
nungspunkt 5 lit. b), aa) und lit. c) Satz 2 betrifft lediglich Spitzenbeträge und soll die handhabbare Ab-
wicklung des Bezugsrechts sicherstellen. 

Bei seiner Entscheidung über den Bezugsrechtsausschluss wird sich der Vorstand vom Interesse der 
Aktionäre leiten lassen und sorgfältig abwägen, ob der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesell-
schaft notwendig ist. Nur in diesem Fall wird das Bezugsrecht ausgeschlossen. Unter Abwägung aller 
Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss daher im Interesse der Gesellschaft ge-
boten und unter den dargelegten Voraussetzungen angemessen. 

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung unterrichten. 

Nassau/Lahn, im April 2010 

Leifheit Aktiengesellschaft 
Der Vorstand 

 

 

Georg Thaller Ernst Kraft Dr. Claus-O. Zacharias 

 


